
 
Auszug aus dem Entwurf eines zweiten Gesetzes zur Neuregelung des 

Energiewirtschaftsrechts 
 

§ 6 
Anwendungsbereich und Ziel der Entflechtung 

(1) Vertikal integrierte Energieversorgungsunternehmen und 
rechtlich selbständige Betreiber von Elektrizitäts- und Gasver-
sorgungsnetzen, die im Sinne von § 3 Nr. 38 mit einem vertikal 
integrierten Energieversorgungsunternehmen verbunden sind, 
sind zur Gewährleistung von Transparenz sowie diskriminie-
rungsfreier Ausgestaltung und Abwicklung des Netzbetriebs 
verpflichtet. Um dieses Ziel zu erreichen, müssen sie die Unab-
hängigkeit der Netzbetreiber von anderen Tätigkeitsbereichen 
der Energieversorgung nach den §§ 7 bis 10 sicherstellen. Ab-
weichend von Satz 2 gelten für die Unabhängigkeit der Betreiber 
von LNG-Anlagen und von Speicheranlagen in vertikal integ-
rierten Energieversorgungsunternehmen nur die §§ 9 und 10. 
 
(2) Die zur Sicherstellung der rechtlichen oder operationellen 
Entflechtung nach den §§ 7 und 8 übertragenen Wirtschaftsgüter 
gelten als Teilbetrieb im Sinne der §§ 15, 16, 20 und 24 des 
Umwandlungssteuergesetzes. Satz 1 gilt nur für diejenigen 
Wirtschaftsgüter, die unmittelbar aufgrund des Organisationsakts 
der Entflechtung übertragen werden. Für die Anwendung des § 
15 Abs.1 Satz 2 des Umwandlungssteuergesetzes gilt auch das 
der übertragenden Körperschaft im Rahmen des Organisations-
akts der Entflechtung verbleibende Vermögen als zu einem 
Teilbetrieb gehörend. Bei der Prüfung der Frage, ob die Voraus-
setzungen für die Anwendung der Sätze 1 und 2 vorliegen, 
leistet die Regulierungsbehörde den Finanzbehörden Amtshilfe 
(§ 111 der Abgabenordnung). 
 
(3) Erwerbsvorgänge im Sinne des § 1 des Grunderwerbsteuer-
gesetzes, die sich aus der rechtlichen oder operationellen Ent-
flechtung nach den §§ 7 und 8 ergeben, sind von der Grunder-
werbsteuer befreit. Absatz 2 Satz 4 gilt entsprechend. 
 

§ 7 
Rechtliche Entflechtung 

(1) Vertikal integrierte Energieversorgungsunternehmen haben 
sicherzustellen, dass Netzbetreiber, die mit ihnen im Sinne von § 
3 Nr. 38 verbunden sind, hinsichtlich ihrer Rechtsform unabhän-
gig  von anderen Tätigkeitsbereichen der Energieversorgung 
sind. 
 
(2) Vertikal integrierte Energieversorgungsunternehmen, an 
deren Elektrizitätsversorgungsnetz weniger als 100 000 Kunden 
unmittelbar oder mittelbar angeschlossen sind, sind hinsichtlich 
der Betreiber von Elektrizitätsverteilernetzen, die mit ihnen im 
Sinne von § 3 Nr. 38 verbunden sind, von den Verpflichtungen 
nach Absatz 1 ausgenommen. Satz 1 gilt für Gasversorgungs-
netze entsprechend. 
 
(3) Hinsichtlich der Betreiber von Elektrizitätsverteilernetzen 
und der Betreiber von Gasverteilernetzen, die im Sinne von § 3 
Nr. 38 mit vertikal integrierten Energieversorgungsunternehmen 
verbunden sind, gilt die Verpflichtung aus Absatz 1 erst ab dem 
1. Juli 2007. 
 

§ 8 
Operationelle Entflechtung 

(1) Unternehmen nach § 6 Satz 1 haben die Unabhängigkeit ihrer 
im Sinne von § 3 Nr. 38 verbundenen Netzbetreiber hinsichtlich 
der Organisation, der Entscheidungsgewalt und der Ausübung 
des Netzgeschäfts nach Maßgabe der folgenden Absätzen sicher-
zustellen. 
 
(2) Für Personen, die für den Netzbetreiber tätig sind, gelten zur 
Gewährleistung eines diskriminierungsfreien Netzbetriebes 
folgende Vorgaben: 
 
1. Personen, die mit Leitungsaufgaben für den Netzbetreiber 

betraut sind, dürfen keinen betrieblichen Einrichtungen des 
vertikal integrierten Energieversorgungsunternehmens an-

gehören, die direkt oder indirekt für den laufenden Betrieb 
in den Bereichen der Gewinnung, Erzeugung oder des Ver-
triebs von Energie an Kunden zuständig sind. 

 
2. Personen, die mit wesentlichen Tätigkeiten des Netzbe-

triebs, insbesondere der Vermarktung von Netzkapazitäten 
oder der Steuerung des Netzes betraut sind, müssen für die 
Ausübung dieser Tätigkeiten einer betrieblichen 
Einrichtung des Netzbetreibers angehören und dürfen nicht 
einer betrieblichen Einrichtung des Vertriebs von Energie 
an Kunden angehören; Personen, die mit wesentlichen 
Tätigkeiten des Übertragungsnetzbetriebs betraut sind, 
dürfen auch nicht einer betrieblichen Einrichtung der 
Erzeugung angehören. 

 
3. Personen, die in anderen Teilen des vertikal integrierten 

Energieversorgungsunternehmens sonstige Tätigkeiten des 
Netzbetriebs ausüben, sind insoweit den fachlichen Wei-
sungen der Leitung des Netzbetreibers zu unterstellen. 

 
(3) Unternehmen nach § 6 Satz 1 haben geeignete Maßnahmen 
zu treffen, um die berufliche Handlungsunabhängigkeit der 
Personen zu gewährleisten, die für die Leitung des Netzbetrei-
bers zuständig sind. 
 
(4) Vertikal integrierte Energieversorgungsunternehmen haben 
zu gewährleisten, dass die Netzbetreiber tatsächliche Entschei-
dungsbefugnisse in Bezug auf die für den Betrieb, die Wartung 
und den Ausbau des Netzes erforderlichen Vermögenswerte des 
vertikal integrierten Energieversorgungsunternehmens besitzen 
und diese im Rahmen der Bestimmungen dieses Gesetzes unab-
hängig von der Leitung und den anderen betrieblichen Einrich-
tungen des vertikal integrierten Energieversorgungsunterneh-
mens ausüben können. Zur Wahrnehmung der wirtschaftlichen 
Befugnisse der Leitung des vertikal integrierten Energieversor-
gungsunternehmens und seiner Aufsichtsrechte über die Ge-
schäftsführung des Netzbetreibers im Hinblick auf dessen Ren-
tabilität ist die Nutzung gesellschaftsrechtlicher Instrumente der 
Einflussnahme und Kontrolle, unter anderem der Weisung, der 
Festlegung allgemeiner Verschuldungsobergrenzen und der 
Genehmigung jährlicher Finanzpläne oder gleichwertiger In-
strumente, insoweit zulässig, als dies zur Wahrnehmung der 
berechtigten Interessen des vertikal integrierten Energieversor-
gungsunternehmens erforderlich ist. Dabei ist die Einhaltung der 
§§ 11 bis 16 sicherzustellen. Weisungen zum laufenden Netzbe-
trieb sind nicht erlaubt; ebenfalls unzulässig sind Weisungen im 
Hinblick auf einzelne Entscheidungen zu baulichen Maßnahmen 
an Energieanlagen, solange sich diese Entscheidungen im Rah-
men eines vom vertikal integrierten Energieversorgungsunter-
nehmen genehmigten Finanzplanes oder gleichwertigen Instru-
mentes halten. 
 
(5) Vertikal integrierte Energieversorgungsunternehmen sind 
verpflichtet, für die mit Tätigkeiten des Netzbetriebes befassten 
Mitarbeiter ein Programm mit verbindlichen Maßnahmen zur 
diskriminierungsfreien Ausübung des Netzgeschäfts (Gleichbe-
handlungsprogramm) festzulegen, den Mitarbeitern dieses 
Unternehmens und der Regulierungsbehörde bekannt zu machen 
und dessen  Einhaltung durch eine Person oder Stelle zu überwa-
chen. Pflichten der Mitarbeiter und mögliche Sanktionen sind 
festzulegen. Die zuständige Person oder Stelle legt der Bundes-
regulierungsbehörde jährlich spätestens zum 31. März einen 
Bericht über die nach Satz 1 getroffenen Maßnahmen des ver-
gangenen Kalenderjahres vor und veröffentlicht ihn. 
 
(6) Vertikal integrierte Energieversorgungsunternehmen, an 
deren Elektrizitätsversorgungsnetz weniger als 100 000 Kunden 
unmittelbar oder mittelbar angeschlossen sind, sind hinsichtlich 
der Betreiber von Elektrizitätsverteilernetzen, die mit ihnen im 
Sinne von § 3 Nr. 38 verbunden sind, von den Verpflichtungen 
nach den Absätzen 1 bis 5 ausgenommen. Satz 1 gilt für Gasver-
sorgungsnetze entsprechend. 

 



 
 

 
§ 9 

Verwendung von Informationen 

(1) Unbeschadet gesetzlicher Verpflichtungen zur Offenbarung 
von Informationen haben vertikal integrierte Energieversor-
gungsunternehmen und Netzbetreiber sicherzustellen, dass die 
Vertraulichkeit wirtschaftlich sensibler Informationen, von 
denen sie in Ausübung ihrer Geschäftstätigkeit als Netzbetreiber 
Kenntnis erlangen, gewahrt wird. 
 
(2) Legen das vertikal integrierte Energieversorgungsunterneh-
men oder der Netzbetreiber, der im Sinne von § 3 Nr. 38 mit ihm 
verbunden ist, über die eigenen Tätigkeiten als Netzbetreiber 
Informationen offen, die wirtschaftliche Vorteile bringen 
können, so hat dies in nicht diskriminierender Weise zu erfolgen. 
 

§ 10 
Rechnungslegung und interne Buchführung 

(1) Energieversorgungsunternehmen haben ungeachtet ihrer 
Eigentumsverhältnisse und ihrer Rechtsform einen Jahresab-
schluss nach den für Kapitalgesellschaften geltenden Vorschrif-
ten des Handelsgesetzbuchs aufzustellen, prüfen zu lassen und 
offen zu legen. 
 
(2) Im Anhang zum Jahresabschluss sind die Geschäfte größeren 
Umfangs mit verbundenen oder assoziierten Unternehmen im 
Sinne von § 271 Abs. 2 oder § 311 des Handelsgesetzbuchs 
gesondert auszuweisen. 
 
(3) Unternehmen, die im Sinne von § 3 Nr. 38 zu einem vertikal 
integrierten Energieversorgungsunternehmen verbunden sind, 
haben zur Vermeidung von Diskriminierung und Quersubventi-
onierung in ihrer internen Rechnungslegung jeweils getrennte 
Konten für jede ihrer Tätigkeiten in den nachfolgend aufgeführ-
ten Bereichen so zu führen, wie dies erforderlich wäre, wenn 
diese Tätigkeiten von rechtlich selbständigen Unternehmen 
ausgeführt würden: 
 

1. Elektrizitätsübertragung; 
2. Elektrizitätsverteilung; 
3. Gasfernleitung; 
4. Gasverteilung; 
5. Gasspeicherung; 
6. Betrieb von LNG-Anlagen. 

 
Tätigkeit im Sinne dieser Bestimmung ist auch jede wirtschaftli-
che Nutzung eines Eigentumsrechtes an Elektrizitäts- oder 
Gasversorgungsnetzen, Gasspeichern oder LNG-Anlagen. Für 
die anderen Tätigkeiten innerhalb des Elektrizitätssektors und 
innerhalb des Gassektors sind Konten zu führen, die innerhalb 
des jeweiligen Sektors zusammengefasst werden können. Für 
Tätigkeiten außerhalb des Elektrizitäts- und Gassektors sind 
ebenfalls eigene Konten zu führen, die zusammengefasst werden 
können. Soweit eine direkte Zuordnung zu den einzelnen Tätig-
keiten nicht möglich ist oder mit unvertretbarem Aufwand 
verbunden wäre, hat die Zuordnung durch Schlüsselung der 
Konten, die sachgerecht und für Dritte nachvollziehbar sein 
muss, zu erfolgen. Mit der Erstellung des Jahresabschlusses ist 
für jeden der genannten Tätigkeitsbereiche intern jeweils eine 
den in Absatz 1 genannten Vorschriften entsprechende Bilanz 
und Gewinn- und Verlustrechnung aufzustellen. Dabei sind in 
der internen Rechnungslegung die Regeln einschließlich der 
Abschreibungsmethoden anzugeben, nach denen die Gegens-
tände des Aktiv- und Passivvermögens sowie die Aufwendungen 
und Erträge den gemäß den Sätzen 1 bis 4 geführten Konten 
zugeordnet worden sind. 
 
(4) Die Prüfung des Jahresabschlusses gemäß Absatz 1 umfasst 
auch die Einhaltung der Pflichten zur internen Rechnungslegung 
nach Absatz 3. Dabei ist neben dem Vorhandensein getrennter 
Konten auch zu prüfen, ob die Wertansätze und die Zuordnung 
der Konten sachgerecht und nachvollziehbar erfolgt sind und der 
Grundsatz der Stetigkeit beachtet worden ist. Im Bestätigungs-
vermerk zum Jahresabschluss ist anzugeben, ob die Vorgaben 
nach Absatz 3 eingehalten worden sind. 
 

(5) Der Auftraggeber der Prüfung des Jahresabschlusses hat der 
Regulierungsbehörde unverzüglich eine Ausfertigung des ge-
prüften Jahresabschlusses einschließlich des Bestätigungsver-
merks oder des Vermerks über seine Versagung zu übersenden. 
Die Bilanzen und Gewinn- und Verlustrechnungen für die ein-
zelnen Tätigkeitsbereiche sind beizufügen. Unternehmen, die 
keine Tätigkeiten nach Absatz 3 ausüben, sind von der Ver-
pflichtung nach Satz 1 freigestellt; die Befugnisse der Regulie-
rungsbehörde bleiben unberührt. Geschäftsberichte zu den 
Tätigkeitsbereichen, die nicht in Absatz 3 Satz 1 aufgeführt sind, 
hat die Regulierungsbehörde als Geschäftsgeheimnisse zu be-
handeln. 


